
Fahrer verursacht wurde und der Geschädigte, der zum Zeitpunkt 
des Unfalls Insasse des Fahrzeugs war, für das Führen dieses 
Fahrzeugs versichert war und dem Fahrer gestattet hatte, es zu 
führen. 

2. Die Antwort auf die erste Vorlagefrage fällt nicht anders aus, 
wenn der geschädigte Versicherte Kenntnis davon hatte, dass die 
Person, die er zum Führen des Fahrzeugs ermächtigt hatte, dafür 
nicht versichert war, oder glaubte, dass sie es sei, oder aber sich 
darüber keine Gedanken gemacht hatte. 

( 1 ) ABl. C 346 vom 18.12.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 1. Dezember 
2011 (Vorabentscheidungsersuchen des Unabhängigen 
Finanzsenats, Außenstelle Linz — Österreich) — 
Immobilien Linz GmbH & Co KG/Finanzamt Freistadt 

Rohrbach Urfahr 

(Rechtssache C-492/10) ( 1 ) 

(Steuerrecht — Richtlinie 69/335/EWG — Indirekte Steuern 
— Ansammlung von Kapital — Art. 4 Abs. 2 Buchst. b — 
Vorgänge, die der Gesellschaftsteuer unterliegen — Erhöhung 
des Gesellschaftsvermögens — Leistung eines Gesellschafters 
— Übernahme von Verlusten aufgrund einer vor deren 

Eintritt eingegangenen Verpflichtung) 

(2012/C 32/18) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Unabhängiger Finanzsenat, Außenstelle Linz 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Immobilien Linz GmbH & Co KG 

Beklagter: Finanzamt Freistadt Rohrbach Urfahr 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Unabhängiger Finanzsenat, Au­
ßenstelle Linz — Auslegung von Art. 4 Abs. 2 Buchst. b der 
Richtlinie 69/335/EWG des Rates vom 17. Juli 1969 betreffend 
die indirekten Steuern auf die Ansammlung von Kapital (ABl. 
L 249, S. 25) — Vorgänge, die der Gesellschaftsteuer unterlie­
gen — Erhöhung des Gesellschaftsvermögens einer Kapitalge­
sellschaft — Etwaige Erhöhung dieses Gesellschaftsvermögens 
durch die Übernahme von Verlusten der Kapitalgesellschaft 
durch eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, die alleinige 
Gesellschafterin dieser Gesellschaft ist 

Tenor 

Art. 4 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 69/335/EWG des Rates vom 
17. Juli 1969 betreffend die indirekten Steuern auf die Ansammlung 
von Kapital in der durch die Richtlinie 85/303/EWG des Rates vom 
10. Juni 1985 geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass die 
Übernahme der Verluste einer Gesellschaft durch einen Gesellschafter 

in Erfüllung einer von ihm vor dem Eintritt dieser Verluste einge­
gangenen Verpflichtung, mit der nur die Abdeckung der Verluste 
sichergestellt werden soll, das Gesellschaftsvermögen nicht erhöht. 

( 1 ) ABl. C 13 vom 15.1.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 1. Dezember 
2011 — Europäische Kommission/Französische Republik 

(Rechtssache C-515/10) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 
1999/31/EG — Entscheidung 2003/33/EG — Nationale 
Regelung — Deponie für Inertabfälle — Annahme von 

Asbestzementabfällen) 

(2012/C 32/19) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: G. 
Rozet und A. Marghelis) 

Beklagte: Französische Republik (Prozessbevollmächtigte: G. de 
Bergues und S. Menez) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Unrichtige Umset­
zung von Art. 2 (Buchst. e), Art. 3 Abs. 1 und Art. 6 (Buchst. 
d) der Richtlinie 1999/31/EG des Rates vom 26. April 1999 
über Abfalldeponien (ABl. L 182, S. 1) und der Bestimmungen 
des Anhangs der Entscheidung 2003/33/EG des Rates vom 19. 
Dezember 2002 zur Festlegung von Kriterien und Verfahren für 
die Annahme von Abfällen auf Abfalldeponien gemäß Artikel 
16 und Anhang II der Richtlinie 1999/31/EG (ABl. L 11, S. 27) 
— Nationale Regelung, die eine Kategorie „gefährliche Inert­
abfälle“ schafft, die nicht im Einklang mit der Richtlinie steht 
— Deponieablagerung von Asbestzementabfällen 

Tenor 

1. Die Französische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen 
aus Art. 2 Buchst. e, Art. 3 Abs. 1 und Art. 6 Buchst. d der 
Richtlinie 1999/31/EG des Rates vom 26. April 1999 über 
Abfalldeponien und aus den Bestimmungen des Anhangs der Ent­
scheidung 2003/33/EG des Rates vom 19. Dezember 2002 zur 
Festlegung von Kriterien und Verfahren für die Annahme von 
Abfällen auf Abfalldeponien gemäß Artikel 16 und Anhang II 
der Richtlinie 1999/31 verstoßen, dass sie nicht die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften erlassen hat, die erforderlich sind, um zu 
gewährleisten, dass Asbestzementabfälle auf geeigneten Deponien 
verarbeitet werden. 

2. Die Französische Republik trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 30 vom 29.1.2011.
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